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Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Tommy Tabor (AfD)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t wo r t

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/17696

vom 20. Dezember 2023

über Altersfeststellung bei minderjährigen Flüchtlingen/ Asylbewerbern:

Rechtliches und Kosten

_____________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wer trägt die Kosten für die medizinische Altersfeststellung von „UMF“ und wie hoch sind diese pro Fall

im Durchschnitt und insgesamt im Jahr in Berlin?

Zu 1.: Sofern die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie (SenBJF) ein

medizinisches Altersgutachten in Auftrag gegeben hat, trägt diese auch die Kosten dafür.

Bzgl. der Höhe der Kosten für die medizinische Altersfeststellung, siehe Antwort auf die

Frage Nr. 4 der schriftlichen Anfrage Nr. 19/14828 vom 10. Februar 2023.

2. Erfolgt die Festsetzung des Alters (nach erfolgter ärztlicher Untersuchung) als Verwaltungsakt oder per
Gerichtsbeschluss?

Zu 2.: Die Alterseinschätzung als solche ist kein Verwaltungsakt.
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Die Feststellung der Minderjährigkeit ist lediglich Verfahrensbestandteil der Prüfung, ob

die gesetzlichen Voraussetzungen der (vorläufigen) Inobhutnahme vorliegen. Liegen die

Voraussetzungen nicht vor, erlässt die SenBJF einen Bescheid über die Beendigung der

(vorläufigen) Inobhutnahme, der auch die Feststellung des Alters beinhaltet.

3. Inwiefern sind gegen das Ergebnis der Altersfeststellung und die Versagung von Jugendhilfe Rechtsmittel
möglich?

Zu 3.: Die Alterseinschätzung als solche ist kein Verwaltungsakt, der mit Rechtsmitteln

angefochten werden kann. Die Entscheidung über die (vorläufige) Inobhutnahme ergeht

als Bescheid. Gegen diesen sind Rechtsmittel (in Berlin: Klage beim Verwaltungsgericht)

zulässig.

4. Haben Rechtsmittel eine aufschiebende Wirkung, d.h. kann bei eingelegtem Widerspruch weiter

Jugendhilfe in Anspruch genommen werden? Wie viele Flüchtlinge haben gegen die Einstufung als
Volljährige Widerspruch eingelegt bzw. geklagt und in wie vielen Fällen führte dies zu einer Revidierung des

Urteils?

Zu 4.: Rechtsmittel haben gem. § 42f Abs. 3 Sozialgesetzbuch – Achtes Buch (SGB VIII)

keine aufschiebende Wirkung.

Etwas anderes ergibt sich nur, sofern ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden

Wirkung im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes beim Verwaltungsgericht gestellt und

diesem stattgegeben wird.

Da die Einstufung als Volljährige bzw. Volljähriger kein Verwaltungsakt ist, kann gegen

diese Entscheidung für sich genommen keine Klage eingereicht werden.

Im Kalenderjahr 2023 haben 28 junge Menschen Klage gegen den Bescheid über die

Beendigung der Inobhutnahme beim Verwaltungsgericht Berlin eingereicht. Drei dieser

Verfahren sind dahingehend geendet, dass die jungen Menschen wieder als minderjährig

geführt werden und in Obhut genommen wurden.

5. Die Durchführung einer forensischen Altersdiagnostik setzt zwingend entweder einen richterlichen

Beschluss oder den Auftrag einer Behörde voraus. Inwieweit wurden in Berlin in Jugendstrafverfahren

ärztliche Untersuchungen zur Altersfeststellung angeordnet und durchgeführt? Was bildet hierzu die
Rechtsgrundlage? (Bitte um Daten für die letzten 10 Jahre.)
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Zu 5.: Eine statistische Erfassung ärztlicher Untersuchungen zur Altersfeststellung in

Jugendstrafverfahren liegt der SenBJF nicht vor.

Berlin, den 10. Januar 2024

In Vertretung

Falko Liecke

Senatsverwaltung für Bildung,

Jugend und Familie


